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Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 22. März 2019 (EL-
Reform)
1 Für Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen, für die die EL-Reform 
insgesamt einen tieferen Betrag der jährlichen Ergänzungsleistungen oder einen 
Verlust des Anspruchs auf eine jährliche Ergänzungsleistung zur Folge hat, gilt 
während dreier Jahren ab Inkrafttreten dieser Änderung das bisherige Recht. 

2 Die Artikel 16a und 16b gelten nur für Ergänzungsleistungen, die nach Inkrafttre-
ten dieser Änderung ausbezahlt werden.

3 Artikel 11a Absätze 3 und 4 gilt nur für Vermögen, das nach Inkrafttreten dieser 
Änderung verbraucht worden ist.

II

Die nachfolgenden Erlasse werden wie folgt geändert:

1. Registerharmonisierungsgesetz vom 23. Juni 200611

Art. 2 Abs. 1 Bst. e und f

1 Dieses Gesetz gilt für die folgenden Register:

e. das zentrale Versichertenregister, das zentrale Rentenregister und das Sach-
leistungsregister der Zentralen Ausgleichsstelle nach Artikel 71 des Bundes-
gesetzes vom 20. Dezember 194612 über die Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung (AHVG);

f. das Informationssystem zur Bearbeitung von Daten im Bereich Ergänzungs-
leistungen der Zentralen Ausgleichsstelle nach Artikel 71 AHVG.

2. Bundesgesetz vom 25. Juni 198213 über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge

Art. 30d Abs. 3 Bst. a

3 Die Rückzahlung ist zulässig bis:

a. zur Entstehung des reglementarischen Anspruchs auf Altersleistungen;

11 SR 431.02
12 SR 831.10
13 SR 831.40
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Art. 30e Abs. 3 Bst. a und 6

3 Die Anmerkung darf gelöscht werden:

a. bei der Entstehung des reglementarischen Anspruchs auf Altersleistungen;

6 Die Pflicht und das Recht zur Rückzahlung bestehen bis zur Entstehung des regle-
mentarischen Anspruchs auf Altersleistungen, bis zum Eintritt eines anderen Vor-
sorgefalles oder bis zur Barauszahlung.

Einfügen vor dem Gliederungstitel des Dritten Teils 

Art. 47a Ausscheiden aus der obligatorischen Versicherung nach Vollendung 
des 58. Altersjahres

1 Eine versicherte Person, die nach Vollendung des 58. Altersjahres aus der obligato-
rischen Versicherung ausscheidet, weil das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber 
aufgelöst wurde, kann die Versicherung nach Artikel 47 weiterführen oder die 
Weiterführung nach den Absätzen 2-7 im bisherigen Umfang bei ihrer bisherigen 
Vorsorgeeinrichtung verlangen. 

2 Die versicherte Person hat die Möglichkeit, während dieser Weiterversicherung die 
Altersvorsorge durch Beiträge weiter aufzubauen. Die Austrittsleistung bleibt in der 
Vorsorgeeinrichtung, auch wenn die Altersvorsorge nicht weiter aufgebaut wird. 
Tritt die versicherte Person in eine neue Vorsorgeeinrichtung ein, so hat die bisheri-
ge Vorsorgeeinrichtung die Austrittsleistung in dem Umfang an die neue zu über-
weisen, als sie für den Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen verwen-
det werden kann. 

3 Die versicherte Person bezahlt Beiträge zur Deckung der Risiken Tod und Invali-
dität und an die Verwaltungskosten. Falls sie die Altersvorsorge weiter aufbaut, 
bezahlt sie zusätzlich die entsprechenden Beiträge. 

4 Die Versicherung endet bei Eintritt des Risikos Tod oder Invalidität oder bei Errei-
chen des reglementarischen ordentlichen Rentenalters. Bei Eintritt in eine neue
Vorsorgeeinrichtung endet sie, wenn in der neuen Einrichtung mehr als zwei Drittel 
der Austrittsleistung für den Einkauf in die vollen reglementarischen Leistungen 
benötigt werden. Die Versicherung kann durch die versicherte Person jederzeit und 
durch die Vorsorgeeinrichtung bei Vorliegen von Beitragsausständen gekündigt 
werden.

5 Versicherte, die die Versicherung nach diesem Artikel weiterführen, sind gleich-
berechtigt wie die im gleichen Kollektiv aufgrund eines bestehenden Arbeitsver-
hältnisses Versicherten, insbesondere in Bezug auf den Zins, den Umwandlungssatz 
sowie auf Zahlungen durch den früheren Arbeitgeber oder einen Dritten. 

6 Hat die Weiterführung der Versicherung mehr als zwei Jahre gedauert, so müssen 
die Versicherungsleistungen in Rentenform bezogen und die Austrittsleistung kann 
nicht mehr für Wohneigentum zum eigenen Bedarf vorbezogen oder verpfändet 
werden. Vorbehalten bleiben reglementarische Bestimmungen, die die Ausrichtung 
der Leistungen nur in Kapitalform vorsehen. 
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7 Die Vorsorgeeinrichtung kann im Reglement die Weiterführung der Versicherung 
nach diesem Artikel bereits ab dem vollendeten 55. Altersjahr vorsehen. Sie kann im 
Reglement vorsehen, dass auf Verlangen der versicherten Person für die gesamte 
Vorsorge oder nur für die Altersvorsorge ein tieferer als der bisherige Lohn versi-
chert wird. 

Art. 49 Abs. 2 Ziff. 6a und 6b

2 Gewährt eine Vorsorgeeinrichtung mehr als die Mindestleistungen, so gelten für 
die weiter gehende Vorsorge nur die Vorschriften über:

6a. das Ausscheiden aus der obligatorischen Versicherung nach Vollendung des 
58. Altersjahres (Art. 47a); 

6b. Bisherige Ziffer 6a

III

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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